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j . ie Herr | n ihre In dem Entwurfe einer Geſchäftsordnung für die Verwaltung 
e ae der geſtifteten Anſtalt wurde das dem Benedict K. gemäß Art. 4 
Pränumerations⸗Ernenerung für das vierte Quartal des Schenkungsvertrages zuſtehende Recht, beziehungsweiſe die Aus⸗ 

en ; : - übung desſelben im § 15 nachſtehend präcifirt: „Dem Herrn Benedict 

an die Adminiſtration einzuſenden. K. und nach ſeinem Ableben deſſen beſtellten Rechtsnachfolgern, im 
* Falle aber als ſolche Rechtsnachfolger nicht vorhanden wären, dem 

jeweiligen Vorſtande der hieſigen iſraelitiſchen Cultusgemeinde ſteht 
Inhalt. das Recht zu behuf; Ueberwachung der gleichen Behandlung der Be— 

i kenner aller Religionen bezüglich der Aufnahme in die Krankenpflege 
Zur Be tung der Frage, wie weit der ſtifteriſche Einfluß auf die Verwaltun e der Verpflegung jelbft, das Spitalabuch einzuſehen und jederzeit 
> l Nun der Gemeinde unteren die Krankenanſtalt gu befuchen, Im falls beim Gemeindevorſtande 

reichen könne, ohne die autonomen Verwaltungsbefugniſſe der Gemeinde zu oder Gemeinde⸗Ausſchuſſe Angelegenheiten, welche die Krankenpflege 


Mittheilungen aus der Praxis: 


verletzen. in der Anſtalt betreffen, zur Verhandlung gelangen ſollten, wodurch 
Zur Beurtheilung des Momentes der Strafbarkeit des Wildprethändlers nach dem die gleiche Behandlung der Bekenner aller Religionen berührt würde, 

oberoſterreichiſchen Wildſchongeſeze . 5 an dieſen Verhandlungen mit beſchließender Stimme Theil zu nehmen. 
5 Gibt es einen ſtrafbaren Verſuch bei derlei Uebertretungen? Der Gemeindevorſtand hat die oben angeführten Perſonen von dem 
de Stattfinden folcher Verhandlungen rechtzeitig zu verſtändigen“. 
Eren ien. Benedict K. fand ſich durch dieſe Beſtimmung der Geſchäfts⸗ 
rledigungen. ordnung in feinem vertragsmäßig vorbehaltenen Rechte beeinträchtigt 


und überreichte diesfalls der k. k. Landesregierung eine Beſchwerde. 
Letztere gab darüber der Bezirkshauptmannſchaft den Auftrag, dahin 
zu wirken, daß womöglich im Wege eines zwiſchen der Stadtgemeinde 
H. und dem Benedict K. zu erzielenden Uebereinkommens der Sanitäts— 
dienſt in dem Bürgerverſorgungs- und Krankenhauſe in H. in einer 
zweckentſprechenden gleichzeitig auch den begründeten Anſprüchen des 
ne Di 1 ber . net auf K. als Geſchenkgeber Rechnung tragenden Weiſe geregelt, im Falle 
9106 Wohlthalkgkelssen stan nchen 19 55 ee ee 1 85 als 01 ſolches Uebereinkommen nicht zu Stande kommen ſollte, 
Verwaltungsbefugniſſe der Gemeinde zu verletzen. ie in Rede ſtehende Regelung des Sanitätsdienſtes durch die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft von Amtswegen durchgeführt werde. Da hinſichtlich 

Der Kaufmann Benedict K. in H. hat laut Vertrages vom des $ 15 der Geſchäftsordnung ein Uebereinkommen nicht zu erzielen 

18. Februar 1862 fein Haus daſelbſt zur Errichtung einer Bürger- war, hat die Bezirkshauptmannſchaft über die Anſprüche des K. einen 
verforgungs» und Krankenanſtalt der dortigen Stadtgemeinde ſchenkungs⸗ § 16 nachſtehenden Inhaltes in die vom Stadtvorſtande in H. ent: 
weiſe überlafjen. Die Artikel 4 und 5 des Vertrages lauten wörtlich: worfene Geſchäftsordnung aufgenommen: „§ 16. Vom Gemeinde⸗ 
Art. 4. „Sollen in das gemäß Art. 1 und 2 zu errichtende Kranken- | vorftande als Verwaltung dieſer Anſtalt iſt vierteljährig eine Sitzung 
haus die Kranken ohne Unterſchied der Religion aufgenommen und unter Zuziehung des Benedict K. oder feines Rechtsnachfolgers abzu⸗ 
nach Möglichkeit in demſelben auf ihre religiöſen Satzungen Rückſicht halten und find hiebei alle die Aufnahme, Behandlung oder Entlaffung 
genommen werden“. Art. 5. „Soll Herr Benedict K. berechtigt ſein, der Kranken betreffenden Gegenſtände zum Vortrage zu bringen. 
während der Dauer ſeines Lebens an der Berathung und Beſchluß-[Wenn jedoch von einem Mitgliede der Spitalsverwaltung oder von 
faſſung vorhergehende Beſtimmung dieſes Schenkungsvertrages be- Benediet K. oder Seinem Rechtsnachfolger die Wahrnehmung gemacht 
rührender Angelegenheiten mitzuſtimmen und insbeſondere über die würde, daß von Seite der Spitalsorgane bezüglich der Aufnahme 
gerechte und billige Ausführung der im Art. 4 zur Bedingung ge- von Kranken gegen die Beſtimmungen des Schenkungsvertrages vom 
ſetzten gleichen Berückſichtigung und gleichen Behandlung aller Glaubens⸗ 18. Februar 1862 und dieſer Geſchäftsordnung gehandelt oder die 
bekeuntniſſe zu wachen. Für ſeinen Todesfall aber ſoll Herr Benediet Aufnahme eines Kranken unberechtigt verweigert werde, ſo ſoll es den 
K. ſich einen Nachfolger und dieſer wieder einen weiteren mit dem vorbenannten Perſonen freiſtehen zu begehren, daß zum Behufe der 
gleichen Erneuerungsrechte zu beſtimmen und auf denſelben dieſe ſogleichen Unterſuchung eines ſolchen ordnungswidrigen Vorganges 
Rechte zu übertragen befugt ſein. Hätte aber Benedict K. oder einer vom Gemeindevorſteher eine außerordentliche Sitzung der Spitals⸗ 
ſeiner Nachfolger für ſeinen Todesfall die eben bezeichnete Fürſorge verwaltung anberaumt und hiezu alle Mitglieder einberufen werden“. 
zu treffen unterlaſſen, ſo ſoll jene Berechtigung auf den jeweiligen Durch dieſen Zuſatzparagraph war Benedict K. klaglos geſtellt; 
Vorſteher der jüdiſchen Cultusgemeinde zu H. übergehen“. der Her Stadtvorſtand aber überreichte einen Recurs, worin er um 


Mlittheilungen aus der Praxis. 
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die Ausſcheidung des § 16 aus der Geſchäftsordnung bat, weil durch ſichtigung der religiöſen Satzungen der aufgenommenen Kranken (Art. 4 
denſelben dem im Art. 4 des Schenkungsvertrages dem K. zuſtehenden des Schenkungsvertrages vom 18. Februar 1862)“. Die abgeänderten 


Rechte eine Ausdehnung gegeben wird, welche dasselbe nicht habe. 

Die Landesregierung wies den Recurs ab. 

Im Miniſterialrecurſe betonte die Gemeinde, daß die angeord— 
neten Vierteljahresſitzungen des Gemeindevorſtandes vorausſichtlich in 
den meiſten Fällen gegenſtandslos, daher zwecklos wären, daß das 
dem K. eingeräumte Recht, nach ſeinem Ermeſſen die Abhaltung außer⸗ 
ordentlicher Sitzungen gleichſam vorzuſchreiben, das dem Gemeinde— 
vorſteher nach § 49 der Gemeindeordnung in Angelegenheit ſelbſt— 
ſtändigen Wirkungskreiſes, zu welchem nach § 27 auch die Verwal⸗ 
tung der Armenanſtalten gehört, zuſtehende Befugniß beeinträchtigt, 
ohne daß der von der Gemeinde mit Benedict K. geſchloſſene Schen: 
kungsvertrag eine ſolche Einſchränkung rechtfertiget; denn, wenn auch 
in dem Schenkungsvertrage vom 18. Februar 1862 dem K. das 
Recht vorbehalten wurde, bei der Berathung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten, welche der Art. 4 des Vertrages be 
ſtimmt Theil zu nehmen, ſo unterliege es wohl keinem Zweifel, daß 
dieſe Berechtigung dem K. nur innerhalb des Rahmens der durch 
die Gemeindeordnung geregelten Gemeindeverwaltung zuſtehen könne 
und daß hiedurch die den Organen der Gemeindeverwaltung nach 
Geſetz zuſtehenden Berechtigungen nicht alterirt werden. Nach $ 49 
der Gemeindeordnung ſind die Gemeinderäthe Hilfsorgane des Buͤr— 
germeiſters bei Führung der Executive in Angelegenheit der Gemeinde 
und er allein iſt für ſeine Amtshandlung verantwortlich. Das Organ, 
deſſen Beſchlüſſe für den Gemeindevorſteher bei Führung der Execu⸗ 
tive maßgebend ſind, iſt der Gemeinde-Ausſchuß. Wenn nun in dem 
eingeſchalteten $ 16 der Geſchäftsordnung dem Gemeindevorſteher bei 
Verwaltung der Bürgerverforgungs. und Krankenanſtalt die Abhaltung 
von Vierteljahrsſitzungen zur Pflicht gemacht wird, wobei es dem K. 
geſtattet fein ſoll, Beſchlüſſe hervorzurufen und an denſelben mit be> 
ſchließender Stimme Theil zu nehmen, ſo werde hiedurch zwiſchen dem 
Gemeindevorſteher und dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe ein zweites beſchließen⸗ 
des Organ für die Verwaltung einer gewiſſen Kategorie von Ges 
meindeangelegenheiten geſchaffen und hiedurch der dem Gemeinde-Aus⸗ 
ſchuſſe gefetzlich zuſtehende Wirkungskreis beeinträchtigt. Das dem K. 
nach dem Schenkungsvertrage zuſtehende Recht ſei im § 15 der 
Geſchäftsordnung vollkommen gewahrt und der § 16 eine Beſchrän⸗— 
kung des dem Gemeindevorſteher und Ausſchuſſe durch die Gemeinde— 
ordnung eingeräumten Wirkungskreiſes, weßhalb der Stadtvorſtand 
von H. die Bitte ſtellen müſſe, die Entſcheidung der Landesregierung 
aufzuheben, den eingeſchalteten $ 16 aus der Geſchäftsorduung aus⸗ 
zuſcheiden, die Geſchäftsordnung in den übrigen Punkten zu genehmigen 
und den K. mit ſeinen von der Gemeinde nicht anerkannten Anſprüchen 
aus dem Schenkungsvertrage vom 18. Februar 1862 auf den Rechts— 
weg zu verweiſen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 2. Mai 1874, 3 
6038 unter theilweiſer Abänderung der angefochtenen Entſcheidung 
erkannt, daß der Abſatz 2 des § 16 der Geſchäftsordnung, worin 
jedem Mitgliede der Spitalsverwaltung und insbeſondere dem Benedict 
K. oder deſſen Rechtsnachfolger unter Umſtänden das Recht einge— 
räumt wird, die Einberufung einer außerordentlichen Sitzung der 
Spitalsverwaltung zu begehren, zu entfallen habe, weil es ohnehin 
dieſen Organen zuſteht, im Falle eines ſtiftungswidrigen Vorganges, 
deſſen Abſtellung von der Spitalsverwaltung und dem Gemeinde 
Ausſchuſſe nicht erlangt werden kann, die Amtshandlung der zur Aus⸗ 
übung des ſtaatlichen Aufſichts- und Tutelrechtes über Stiftungen 
berufenen politiſchen Bezirksbehörde in Anſpruch zu nehmen und weil 
ferner in den Fällen, wenn es ſich um die Aufnahme ſtädtiſcher 
Bürger in die Verſorgung handelt, nach § 17 der Geſchäftsordnung 
der Gemeinde-Ausſchuß zu entſcheiden hat, durch deſſen Beſchluß der 
Gemeindevorſtand als Spitalsverwaltung gebunden iſt. An Stelle des 
ausgeſchiedenen zweiten Abſatzes iſt zu ſetzen: „Außerdem hat der 
Bürgermeiſter, ſobald es die Bedürfniſſe der Verwaltung der Stiftung 
erheiſchen, außerordentliche Sitzungen einzuberufen.“ Durch dieſen Zu— 
ſatz wird einerſeits der Autonomie des Gemeindevorſtehers, die Sitzungen 
auzuberaumen, Rechnung getragen, anderſeits ihm aber die begründete 
Verpflichtung auferlegt, eine außerordentliche Sitzung einzuberufen, 
ſobald es durch die Verwaltungsverhältuiſſe geboten erſcheint. Außer: 
dem iſt im § 15 vor dem Worte „jederzeit“ einzuſchalten: „zu dieſem 
Zwecke, wie auch behufs Ueberwachung der ſtiftungsmäßigen Berück⸗— 


§§ 15 und 16 der Geſchäftsordnung haben dieſem nach zu lauten: 
„§ 15. Dem Herrn Benedict K. und nach ſeinem Ableben deſſen 
beſtellten Rechtsnachfolgern, im Falle aber, als ſolche Rechtsnachfolger 
nicht vorhanden wären, dem jeweiligen Vorſtande der hieſigen israeli— 
tiſchen Cultusgemeinde ſteht das Recht zu, behufs Ueberwachung der 
gleichen Behandlung der Bekenner aller Religionen bezüglich der 
Aufnahme in die Krankenpflege und der Verpflegung ſelbſt das Spital- 
buch einzuſehen und zu dieſem Zwecke, wie auch behufs Ueberwachung 
der ſtiftungsmäßigen Berückſichtigung der religiböſen Satzungen der 
aufgenommenen Kranken (Art. 4 des Schenkungsvertrages vom 18. 
Februar 1862) jederzeit die Krankenanſtalt zu beſuchen, ſowie falls 
beim Gemeindevorſtande oder Gemeinde-Ausſchuſſe Angelegenheiten, 
welche die Krankenpflege in der Anſtalt betreffen, zur Verhandlung 
gelangen ſollten, wodurch die gleiche Behandlung der Bekenner aller 
Religionen berührt würde, an dieſen Verhandlungen mit beſchließender 
Stimme Theil zu nehmen. Der Gemeindevorſtand hat die obenangeführten 
Perſonen von dem Stattfinden ſolcher Verhandlungen rechtzeitig zu 
verſtändigen“. — „§ 16. Vom Gemeindevorſtande als Verwalkung 
dieſer Anſtalt iſt vierteljährig eine Sitzung unter Zuziehung des Be⸗ 
nedict K. oder ſeines Rechtsnachfolgers abzuhalten und ſind hiebei 
alle die Aufnahme, Behandlung oder Entlaſſung der Kranken betreffen⸗ 
den Gegenſtände zum Vortrage zu bringen. — Inwiefern Benedict 
K. ſowie ſeine Rechtsnachfolger gegen dieſe zum Vortrage gebrachten 
Augelegenheiten vom Standpunkte der gleichen Behandlung der Kranken 
ohne Unterſchied der Religion oder aber der möglichſten Berückſichti⸗ 
gung ihrer religiöſen Satzungen irgend welche Einwendungen zu er— 
heben finden, ſollen dieſelben berechtigt ſein, dieſe Einwendungen unter 
Angabe der hiefür ſprechenden Gründe vorzutragen, hierüber einen 
Sitzungsbeſchluß hervorzurufen und an demſelben mit beſchließender 
Stimme Theil zu nehmen. — Außerdem hat der Bürgermeiſter, ſobald 
es die Bedürfniſſe der Verwaltung der Stiftung erheiſchen, außer— 
ordentliche Sitzungen einzuberufen“. Kl. 


Zur Beurtheilung des Momentes der Strafbarkeit des Wildpret⸗ 


händlers nach dem oberöſterreichiſchen Wildſchongeſetze. 
Gibt es einen ſtrafbaren Verſuch bei derlei Uebertretungen? 


Am 30. April l. J. langte per Bahn ein vom Jagsdpächter in 
G. an den Wildprethändler Johann F. in St. ſpedirter Hirſch in 
friſch geſchoſſenem Zuſtande in St. an, welchen die ſtädtiſche Polizei⸗ 
leitung kurz darauf als ein zur Schonzeit geſchoſſenes Wild beanſtändete. 
Der zur Verantwortung gezogene Johann F. gab zu, daß er den 
Hirſch habe zerlegen und verkaufen wollen, läugnete jedoch, gewußt 
zu haben, daß es eine Schonzeit für Hirſche gebe. 

Auf Grund des § 6 des Landesgeſetzes vom 27. Februar 1874, 
Nr. 7 über die Schonzeit des Wildes wurde F. zu einer Geldſtrafe 
von 5 fl. verurtheilt, der Hirſch aber als verfallen erklärt. Die Statt⸗ 
halterei beſtätigte dieſes Erkenntniß. — f 

Im Miniſterialrecurſe führte F. an, daß der Hirſch ohne ſein 
Wiſſen und Wollen, alſo ohne jede Beſtellung ihm zugeſendet worden 
ſei, daher ihn auch eine geſetzliche Verantwortung nicht treffen könne. 

Der Stadtvorſtand von St. hob im Vorlageberichte zur Wider⸗ 
legung der Einwendung des Recurrenten hervor, daß F. den Hirſchen durch 
einen Dienſtmann von der Bahn abholen ließ und ſelbſt eingeſtanden 
hatte, er wolle das Wild zerlegen und verkaufen. Das Straferkenntniß 
jet in den $$ 5 und 6 des Schongeſetzes begründet, nachdem die von 
dem Recurrenten vorgenommenen und von ihm ſelbſt eingeſtandenen 
vorbereitenden Handlungen derart waren, daß derſelbe allerdings als 
ein Vermittler des Verkaufes anzuſehen geweſen und an dem 
wirklichen Verkaufe nur durch die raſche Betretung ſeitens der Be— 
hörden verhindert wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 24. Juni 1874, 
Z. 8548 im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium den Recurs 
des Johann F. zurückgewieſen. 


Bemerkung des Einſenders. Nach Meinung des Ein⸗ 
ſenders hat ſich F. keiner ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht. Denn 
das, was er gethan, kann unter den $ 6 des obderennſiſchen Landes⸗ 


geſetzes vom 27. Februar 1874 über die Schonzeit des Wildes nicht 
ſubſumirt werden. Die Strafbeſtimmung des Alinea 1 des § 6 lautet 
nämlich: Strafbar ift, wer zur Schonzeit „Wild in ganzen 
Stücken oder zerlegt, aber noch nicht zum Genuſſe fertig zu⸗ 
bereitet, zum Verkaufe ausſtellt oder feilbietet, oder 
der den Verkauf vermittelt“. Die Anſichbringung des geſetz 
widrig erlegten Hirſchen in der Abſicht denſelben ſtückweiſe 
zu verkaufen, kann dem Johann F. auch nicht als Verſuch der 
Uebertretung zugerechnet werden; denn abgeſehen davon, daß er eine 
zur wirklichen Ausübung führende Handlung nicht unternommen hat, 
gibt es überhaupt keinen ſtrafbaren Verſuch der Uebertretung des 
obigen Geſetzes. Die Beſtimmung des § 239 St. © findet auf 
Uebertretungen, welche unter dieſes allgemeine Strafgeſetz nicht fallen, 
keine Anwendung. In der Straftechtspflege gilt der Grundſatz, daß 
nur jene Handlung geſtraft werden darf, welche das Gefetz als ſtrafbar 
erklärt und es geht nicht an, daß man dort, wo das Geſetz nichts 
ſtrafbares findet, durch Anwendung von Analogien einen ſtrafbaren 
Thatbeſtand herſtelle. Ueber innerliches, wenngleich böſes Vorhaben, 
wenn keine äußere böſe Handlung unternommen worden, kann Niemand 
zur Rede geſtellt werden (§ 11 des Strafgeſetzes.) Dies gilt gewiß 
auch von dem Vorhaben des F., den Hirſchen ſtückweiſe zu verkaufen, 
da die bloße Anſichbringung des Wildes an und für ſich keine ver⸗ 
botene Handlung iſt. Abgeſehen davon, daß das Geſetz vom 27. Fe— 
bruar 1874 Mitſchuld und Theilnahme überhaupt nicht kennt, kann 
man auch nicht behaupten, F. habe durch Vorausbeſtellung des Wild— 
pretes an deſſen geſetzwidriger Erlegung Theil genommen, weil er dies 
in Abrede ſtellt und dieſer Umſtand durch nichts und anch dadurch 
nicht erwieſen iſt, daß er den Hirſch von der Eiſenbahn hat abholen 
laſſen; denn dieſer letztere Umſtand iſt wohl dadurch zur Genüge 
erklärt, daß ihm von der Bahnerpeditton das Aviſo zugekommen. In 
dem vorliegenden Falle iſt nur derjenige ſtrafbar, der zuwider dem 
§ 1b des Landesgeſetzes das Wild erlegt und es auf irgend eine 
Art feilgeboten oder den Verkauf vermittelt hat. A. J. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 15. Juni 1874. 3. 8014, in Betreff der 
Einführung des metriſchen Maßes und Gewichtes im Fache der ärariſchen Straßen— 
und Waſſerbauten. 


Das Miniſterium des Junern findet in Betreff der Einführung des metri— 
ſchen Maßes und Gewichtes im Fache der ärariſchen Straßen- und Waſſer⸗ 
bauten im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium Nachſtehendes zu 
verfügen. 

1. Obwohl der Art. V des bezüglichen Geſetzes vom 23. Juli 1871 den Zeit- 
punkt, von welchem an die neuen Maße und Gewichte aͤusſchließlich anzuwenden ſein 
werden, mit dem 1. Jaͤnner 1876 feſtſetzt, fo nd dieſelben demungeachtet ſchon von 
nun an in allen neuen Projecten für Straßen- und Waſſerbauten zur An 
wendung zu bringen, weil die Ausführung dieſer Projecte und die Abrechnung dar— 
über größtentheils in das Jahr 1876 fallen wird und daher bei weiterer Anwendung 
der jetzigen Maße und Gewichte der im Art. VI des beſagten Geſetzes vorgeſehene 
Fall eintreten würde, nach dem 1. Jäuner 1876 zeitraubende Umrechnungen vor- 
nehmen zu mülfen, 

2. Es iſt demnach unverzüglich die Vorſorge für die Beiſchaffung von Maß— 
inftrumenten und Maßſtäben mit der metriſchen Eintheilung und von Wagen mit 
metriſchen Gewichten zu treffen. 

Die neuen Meßketten ſollen 20 Meter lang und durch kleine gelbe Ringe von 
Meter zu Meter, dann aber durch größere gelbe Ringe von 5 zu 5 Meter eingetheilt, 
und die Kettenglieder ſollen 0˙20 Meter oder 2 Decimeter lang fein. 

Die Meßlatten ſollen 5 Meter lang ſein. 

Es iſt diesfalls in Erwägung zu ziehen, ob es lohnend und räthlich wäre, die 
vorhandenen Mepfetten, Meßlatten und Nivellirlatten nach dem oben angedenteten 
Bedarfe umarbeiten zu laſſen, anſtatt neue anzuſchaffen. 

3. Die verjüngten Maßſtäbe für Pläne ſind derart zu wählen, daß 1 Meter 
immer nur durch einen aliguoten Theil des wirklichen Meterd, daher nach Maßgabe 
der darzuftellenten Details und der erforderlichen Genauigkeit entweder durch , 
oder 1 oder 2 Centimeter dargeſtellt wird. 

Bei Kataſtralaufnahmen zu Straßen- oder Waſſerbauzwecken ift jedesmal der 
beim k. k. Kataſter übliche Maßſtab anzuwenden, wird jedoch bei Situationsplänen 
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für Bauzwecke ein größerer Maßſtab nothwendig, ſo hat derſelbe immer nur ein 
Mehrfaches des üblichen Kataſtralmaßſtabes zu ſein. 

Nachdem auf dieſe Art die verjüngten Maßſtäbe anf den Plänen mit den 
wirklichen Maßſtäben in ein leichtfaßliches und leicht reducirbares Verhältniß gebracht 
werden, ſo ſind die Bauorgane darauf aufmerkſam zu machen, daß es eben hiedurch 
möglich wird, die Ausmaße der projectirten Objecte oder ihrer Details durch das An⸗ 
legen des wirklichen Maßſtabes an die Pläne des Projectes zu finden, wodurch das 
Abgreifen der Ausmaße mit dem Cirkel ganz erſpart werden kann. 
| 4. Für das Bemeſſen der Straßenlängen und ebenſo der Längen der Flüſſe 
und Canäle hat, ſo bald wie möglich das Maß von 1000 Meter, oder 1 Kilometer, 
anſtatt der jetzigen Meile, in Anwendung zu kommen. 
| Die Staatsſtraßen müſſen alſo dieſem neuen Einheitsmaße entſprechend neu 
markirt werden, und es iſt mit dieſer Markirung unverzüglich zu beginnen, während 
| zur Vermeſſung und Markirung der Flüſſe und Canäle, dort wo fie noch nicht ſtatt— 
gehabt hat, ſpäter und jedenfalls erſt nach eingeholter h. o. Bewilligung zu ſchreiten 
ſein wird. 

Für die neue Markirung der Staatsſtraßen haben folgende Normen zu gelten: 

a) Die Steine oder Säulen, welche zur Markirung der Kilometer verwendet 

werden, ſollen Straßennummern heißen und find mit fortlaufenden arabischen Ziffern 
von 1 angefangen zu bezeichnen. 

Ein jeder Kilometer iſt noch in 5 Theilſtrecken von 200 Meter Länge einzu⸗ 
theilen und dieſe Theilftrecken find mit vier kleineren Steinen oder kleineren Säulen 
| zu markiren, welche Straßenmarken zu heißen haben und derart zu bezeichnen 
ſind, daß die von 1 bis 4 fortlaufenden Nummern der Marken oben und die Straßen. 
nummern, zu welchen die Marken gehören, mit etwas größeren Ziffern darunter an⸗ 
geſetzt werden. 

Die Nummerirung der Straßennummerſteine und der Marken geht posti- 
eipando vor ſich, das heißt, es wird am Ende des gemeffenen erſten Kilometers und 
ebenſo am Ende der gemeſſenen erſten Theilſtrecke von 200 Meter Nr. 1 geſetzt und 
daun mit den weiteren Nummern fortgefahren. 

b) Auf den Hauptſtraßenzügen von der Landeshauptſtadt gegen die Landes⸗ 
grenze zu iſt mit der Markirung von der Landeshauptſtadt aus mit der Zahl 1 zu 

beginnen und gegen die Landesgrenze zu mit den fortlaufenden Nummern fortzu⸗ 
fahren. 
Auf den Verbindungsſtraßen iſt mit der Markirung u. zw. mit 1 an jenem 


Straßenende zu beginnen, welches der Landeshauptſtadt näher liegt. 

Es ift demnach die Straßen markirung zuerſt in den, um die Landeshauptſtadt 
gruppirten Baubezirken durchzuführen und in den weiter anſtoßenden Baubezirken 
erſt dann in Angriff zu nehmen, wenn die Landesbehörde die in den nächftgelegenen 
Baubezirken durchgeführte und in Planſkizzen erſichtlich gemachte Straßenmarkirung 
gutgeheißen und den weiteren Anſchluß geſtattet haben wird. 

e) In die zu meſſende Straßenlänge find alle Brücken und ebenſo alle ärari— 
ſchen Durchfahrtsſtraßen einzubeziehen, gleichviel ob diefe letzteren vom Aerar oder 
von der Gemeinde erhalten werden. 

d) Zu der neuen Straßenmarkirung find alle jetzt auf den Straßen vorhane 
denen Markirungsſteine zu benützen. 

Das Ausheben, die Verführung und die Wiederverſetzung dieſer alten Steine 
oder Säulen iſt durch die Einräumer, die Nummertrung und die Aufſchrift auf den⸗ 
ſelben aber durch die Straßenmeiſter bewirken zu laſſen, und es ſind demnach für alle 
dieſe Arbeiten den beſagten Organen nur die dabei vorgekommenen baren 
zu erſetzen. 

Dort wo zu der neuen Markirung nicht die nöthige Anzahl von alten Steinen 
oder Säulen vorhanden iſt, ſind zu dieſem Zwecke vorläufig gewöhnliche größere, 
möglichſt regelmäßige Bruchſteine aus den ärariichen Brüchen zu verwenden, welche 
von den Wegmeiſtern auszuſuchen find und für deren Ueberführung auf die Straße 
bei Gelegenheit der Schotterzufuhr geſorgt werden kann. Die Auswechslung folcher 
Bruchſteine durch regelmäßig bearbeitete Markirungsſteine hat erſt fpäter nach Durch— 
führung der neuen Markirung und zwar nach und nach zu geſchehen. 

Nachdem es jedoch unbedingt nothwendig ſein wird, die jetzige Straßenein⸗ 
theilung bis zur Abwicklung der hierauf baſirten Verträge in Evidenz zu halten, fo 
iſt auch dafür zu forgen, daß wenigſtens die Endpunkte der halben und der ganzen 
Meilen auf irgend eine Art zwiſchenweilig markirt werden. 

5. Sobald die neue Straßenmarkirung vollendet ſein wird, find die Ein- 
räumerſtrecken darnach und zwar derart feſtzu ſetzen, daß eine Einräumerſtrecke immer 
eine ganze Anzahl von Kilometern oder Straßennummern in ſich faſſe. In der Regel 
ſollen einem Einräumer nicht weniger als 4 Kilometer Straße zur Pflege zugewieſen 
werden. 

Sollten jedoch ganz beſondere Localverhältniſſe es erheiſchen, daß eine Ein⸗ 
räumerſtrecke kürzer als 4 Kilometer gehalten werde, fo ſoll getrachtet werden, andere 
Einräumerſtrecken, wo es die Umſtände zufaffen, wieder länger zu halten. 


Auslagen 
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6. Die Schotterlieferung ift von nun an in allen neuen Schotterlieferungs- geeignet find, im ganzen Lande eine Gleichförmigkeit der Anſätze und einen gleichen 


verträgen nicht nach Prismen, ſondern für 1 Kubik⸗Meter zu contrahiren. Vorgang bei der wünſchenswerthen thunlichſten Abrundung der Anſätze zu erzielen. 
Auf der Straße ift der Schotter nach Maßgabe des größeren oder geringeren 11. Alle Auslagen, welche ſich bei der Durchführung dieſer Anordnungen 

localen Schotterverbrauches in Prismen von 3 oder von 2 oder von 1 Kubikmeter | ergeben, ſind aus der Rubrik 5, Amtspauſchalien, des Staatsbaudienſtes, der 

aufzuſchlichten. Rubrik 11, verſchiedene Auslagen des Straßenbaues, und der Rubrik 9 ver— 
Die Prismen von 3 Kubikmeter Inhalt find in der Baſis 7 Meter lang, ſchiedene Auslagen des Waſſerbaues zu beftreiten und es find in dem Falle, 

150 Meter breit, am Rücken 5°00 Meter lang und 0:64 Meter hoch. wenn im Jahre 1874 Ueberſchreitungen dieſer Rubriken unvermeidlich werden ſollten, 
Die Prismen von 2 Kubikmeter Inhalt find in der Baſis 5 Meter lang, | wegen der Bedeckung derſelben Anträge anher zu erſtatten. 

1:50 Meter breit, am Rücken 3 Meter lang und 0˙62 Meter hoch. Indem ich ſchließlich Euer .. . .. verſtändige, daß meine Verfügungen 
Die Prismen von 1 Kubikmeter Inhalt find in der Baſis 3 Meter fang, wegen der Einführung des metriſchen Maßes und Gewichtes im Fache des Hoch— 

150 Meter breit, am Rücken 1 Meter lang und 0:60 Meter hoch. baues nachfolgen werden, beehre ich mich noch darauf auſmerkſam zu machen, daß 


Die Größe der Schlägelung iſt nicht mehr nach dem Kubikinhalte, ſondern die bei einer fo weit greifenden Umwälzung im Staatsbaudienſt ſich ergebenden 
nach dem Längenmaße, welches bei den einzelnen Steinchen in allen Richtungen ein» | Schwierigkeiten nur dann ohne große Auslagen und glücklich überwunden werden 
gehalten, nämlich nicht überſſchritten werden ſoll, zu eontrahiren, daher mit Rückſicht können, wenn von Seite der Landesbehörde mit Umſicht, aber auch mit Energie vor— 
auf die bisherige Uebung für den Straßenſchotter unter gewöhnlichen Verhältniſſen gegangen wird, weßhalb ich Euere ..... dringend erſuche, dieſer wichtigen Ans 
zu bedingen, daß die Ausmaß eines Schotterſteines in keiner Richtung 0.03 Meter gelegenheit Ihre Aufmerkſamkeit und Ihren Einfluß in vollem Maße zu widmen, und 
(3 Centimeter) überſteigen darf. mich am Schluſſe des Jahres 1874, dann aber von 6 zu 6 Monaten in die Kenntniß 

7. Bei der nunmehr eintretenden allgemeinen Anwendung des meteriſchen zu setzen, welche Fortſchritte in der durch das Geſetz vom 23. Juli 1871 vorgezeich⸗ 
Maßes iſt im Intereſſe des Dienſtes zu trachten, überall dort, wo es praktiſch zu, | neten Richtung gemacht worden ſind. 
läſſig und mit der Baudkonomie vereinbarlich iſt, die Ausmaße möglichſt abzurunden, 
um die Rechnungen und Meſſungen zu erleichtern. 


In dieſem Sinne werden daher die Straßenbreiten nur mit ganzen Metern Perſonalien. 
und zwar bei Staatsſtraßen 5 en : 
. Seine Majeftät haben dem Wundarzte Franz Menzel in Ung.⸗Hradiſc 
ſtatt 5 Klafter mit 9 Meter goldene Derttentikien verliehen. en a We 
„ „ II ar, Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Eduard Kriſchek zum Miniſterial⸗ 
„5 1 Die rathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 
8 15 Seine Majeſtät haben dem Oberhüttenverwalter zu Idria Adolf Exeli tar 
2 9 % % 17 1 frei den Titel eines Bergverwalters verliehen. 
„ r " * Der Miniſter des Innern hat die Statthaltereiſeeretäre Dr. Franz Vogl 
5 dee lo Er, und Dr. Karl v. Pütz zu Bezirkshauptmännern in Tirol ernannt. 
die Sohlenbreiten der Straßengräben mit 0:50 Meter, die Breiten der Straßen⸗ Der Finanzminiſter hat die Hauptſteueramts-Controlore Franz Wlezek in 
banquette mit 1 Meter oder 150 Meter anzunehmen und zu projectiren und überhaupt alle Klagenfurt und Leopold Wittling in Villach zu Hauptſteuereinnehmern für den Be⸗ 
Anina Bernet anzukeehmen ER daß ſie durch Deka 2 Stell (kei reich der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. 
ee 2 aß ie urch nr rüche von ellen, welche in Der Ackerbauminiſter hat den Forſtadjuncten Alois Bonelli für den Forſt⸗ 
der Regel der Gleichförmigkeit halber bei jedem Zifferanſatze anzuwenden find, aus⸗ aufſichtsbezirk von Cavaleſe ernannt. 
gedrückt werden können. Der Ackerbauminiſter hat den Dr. Franz Sorhlet zum Adjuncten bei der 


landwirthſchaftlich chemiſchen Verſuchsſtation in Wi 
Die Steigungen an den Straßen find von nun an durch die Anzahl der Cen⸗ eee e 


timeter, welche auf die Länge von 100 Meter für die Steigung entfallen, alſo mlt 

anderen Worten durch Percente der Länge von 1 Meter auszudrücken und 5 A 

es hat anſtatt des jetzt üblichen als Maximum der Steigung geltenden Verhältniſſes Erledi gungen. 

von 4 Zoll per Klafter, von nun an das Verhältniß von einer Länge zu 0:05 25 . 8 5 . te 

Höhe, oder EN einerlei ift, von 5 pCt. als zuläſſiges a imum der Steigung zu Ingenieursadjunctenſtelle beim n. 5. Landesausſchuſſe mit 1100 fl. Jahres. 
5 57 1 10 x 3 SSL gung 3 gehalt und 500 fl. Quartiergeld nebſt Einreihung in die neunte Diätenclaſſe, bis 

gelten, wornach zu verfügen iſt, daß in den Längenprofilen aller neuen Straßenpro- 10. October. (Amtsbl. Nr. 219.) 


jecte bei den Steigungen immer ausdrücklich ausgeſchrieben werde, wie viel Procente Lotto- Directions-Archivarsſtelle für die Linzer Spiele in Wien in der achten 
i i tra bei die A l dieſer Percente bis auf die Zehntel abgerun⸗ Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsblatt Nr. 219.) a 
5 n Be le Da 2 i Si 305 — Bezirkshauptmannsſtelle bei den politiſchen Behörden Mährens in der ſiebenten 
ee Rangsclaſſe, bis 15. October. Amtebl. Nr. 211.) 
8. Es iſt dafür zu ſorgen, daß alle, an den Gewäſſern des Landes gegenwärtig Bezirksarztesſtelle in Amſtetten mit der neunten Rangsclaſſe, bis 20. October. 


. rſichtlich bi (Amtsbl. Nr. 213.) ! 
beftehenbeg Pegel und Staumaße nach und nach aber zuverſich unh bis Ende bes Zwei Militär⸗Bauacceſſiſtenſtellen mit 600 fl. Gehalt und dem normalmäßi⸗ 


Jahres 1875 durch neue Pegel und Staumaße mit metriſcher Eintheilung ſubſtituirt gen Ouartiergeld, bis 15. October (Amtabl. Nr. 215.) 


werden. Concepts⸗Prakticantenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit 600 fl. 

Dies hat im eommiſſionellen Wege und unter Beiziehung aller Intereſſenten jährlichem Adjutum, bis 6. October. * h n ge 
3 i . en Pegel in das Niven Oberamts⸗Verwaltersſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtatton in Linz in 
zu geſchehen und es iſt der Nullpunkt des neuen Pegels genau in das Niveau des der achten Rangsclaffe, bis 24. Oetober. (Amtebl. Nr. 216. 


vorgefundenen alten Pegels zu legen, und daß es geſchehen, daß ferner das am neuen 

Pegel angebrachte metriſche Maß richtig ſei, commiſſionell conſtatiren zu laſſen. —ä— E — 
9. Das, pas oben sub 7 bezüglich der möglichſten Abrundung der Ausmaße BR 

auf ganze Meter oder auf runde Decimalbrüche des Meters gejagt worden tft, hat Soeben iſt erſchienen: 


ſelbſtverſtändlich auch für Waſſerbau-Anlagen zu gelten. 85 
f Poſt⸗ Handbuch. 


Es wird hier in dieſer Beziehung zur Erzielung emer Gleichförmigkeit bei 


der Veranſchlagung der Faſchinen banten aus Rückſicht auf die Eigenthümlichkeit der⸗ Nedigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
ſelben nur noch vorgezeichnet, daß die Länge der Faſchinen mit 3 Meter, der Durch⸗ gr. 8. geh. (VIII und 168 Seiten.) Preis 50 kr. ö. W. 
meſſer derſelben mit 0 30 Meter, die Länge der Pflöcke mit 1 Meter und der Durch. 85 6 8 „ 1 2 
: en von 60 kr. erfolgt frankirte Zuſendung nach auswärts 
meſſer derfelben mit 0˙06 Meter, endlich das Beſchwerungsmateriale mit 0˙30 des Gegen Poſtanweifung durch u gef Zu 8 nach 
ganzen Volumens zu veranſchlagen und für . 5 x 0 
1 Kubikmeter 5 Faſchinen mit . . . 107 C. M. G. J. Wine eee in Wien, 
rr, 90, ee 
an Beſchwerungsmateriale . 030 „ Fu — 
zuſammen alſo .. 140 „ Dien tgeſuch. 

zu rechnen ift, wobei der Ueberſchuß von 0·40 Kubikmeter auf das Eindringen des j g j ch 5 
Beſchwerungsmateriales in die Faſchinen entfällt und vorausgeſetzt iſt, daß die Ruthen Ein 43 Jahre alter, verehelichter, mit den beſten Zeugniſſen verſehener und 
zu den Wuͤrſten aus den Faſchinen entnommen werden. für jedes außertechniſche Bureau verwendbarer Gemeindefecretär — Kärntner — 


10. Wegen der nothwendig werdenden Umrechnung der Preisanalyſen find | fucht eheſt einen gleichen oder ähnlichen Dienſt. 
von Seite der Landesbehörde unverzüglich ſolche Verfügungen zu treffen, welche Offerte übernimmt unter Chiffre G. S. die Redaction dieſer Zeitſchrift. 
a ae 3" ee ae ee rn FE ee — 


Für den Druck verantwortlich C. Piftori. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


